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Die Düsseldorfer Zeitung zur AfD:
„Erfolg hat vor allem die AfD. Sie ge-
winnt von allen Parteien und bedient
die radikalen Kritiker des Establish-
ments. Sollte sie sich als Alternative
zur scheidenden FDP erhalten und
obendrein die Lücke rechts von der
CDU schließen, die diese beim Marsch
links von der Mitte reißt, dann wird
sie weiter von sich redenmachen.“

Die Berliner Zeitung zur AfD:
„Die AfD hat sich als durchaus lernfä-
higer Organismus erwiesen. Der oft er-
hobene Rechtsextremismus-Vorwurf
wird inzwischen mit trotziger Gelas-
senheit gesehen. Man profitiert von
dem Eindruck, einem politischen Un-
derdog werde hier mit unfairen Mittel
zugesetzt – weil die AfD mit offenem
Visier antrete, während die anderen
sich nicht einmal in den Kampf trau-
en. Ein Boykott der AfD in der politi-
schen Auseinandersetzung, wie Uni-
onsfraktionschef Volker Kauder ihn
nach der Europawahl gefordert hatte,
ist deshalb das letzte, was nun notwen-
dig ist. Erst wer die AfD als Konkur-
renz ernst nimmt, wird ihr gefährlich
werden können.“
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Die Lüneburger Zeitung zu Donald Tusk:
„Der Kreml baut eine düstere Drohku-
lisse auf. Es war eine weise Entschei-
dung der EU-Staaten, in einer Situati-
on, in der in Europa wieder Grenzen
verschoben werden, Donald Tusk zum
Ratspräsidenten zu ernennen. Auch,
weil der polnische Premier diesen Pos-
ten vermutlich gerade wegen der Uk-
raine-Krise angenommen hat. Tusk
sieht sogar die Gefahr, dass aus Do-
nezk das Danzig von 1939wird.“

Die Zeitung zum Kriegsausbruch 1939:
„Seit diesem Jahrestag steht die Wes-
terplatte aber auch für dieWehrhaftig-
keit des freien Europa. Man werde ,Po-
litik, Wirtschaft und Verteidigungsbe-
reitschaft den neuen Umständen an-
passen‘, sagte Bundespräsident Gauck.
Die neuen Umstände, das ist das Pro-
jekt ,Neurussland‘: Putins Versuch,
Russland durch die ,Heimholung‘ ehe-
maliger sowjetischer Gebiete zu alt-
neuer ,Größe‘ zu verhelfen. Gauck
zeigte den Polen, dass Deutschland die
Gefahren erkennt, die von Putins Re-
conquista für Stabilität und Frieden in
Europa ausgehen – und dass jedenfalls
das deutsche Staatsoberhaupt weiß,
dass ,territoriale Zugeständnisse den
Appetit von Aggressoren oft nur ver-
größern‘. Wann hat ein Bundespräsi-
dent je so offen gesprochen?“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ @ngeklickt
Was bewegt das Internet? Die Online-
Redaktion hält in einer eigenen Rubrik
fest, was ihr bei der täglichen Reise
durch dasWorldWideWeb ins Netz ge-
gangen ist.

www.mittelbayerische.de/angeklickt

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Der Herbst hält Einzug in Deutschland.
Aber auch diese Jahreszeit hat ihre
schönen Seiten. Und zurWochenmitte
wird es sommerlich warm.
www.mittelbayerische.de/video

Deutschland liefert Waf-
fen an die Kurden, die im
Nordirak gegen die Ter-
rormiliz „Islamischer
Staat“ kämpfen.

●➲ Meistgelesen

01 JustizDeal für den Anwalt Thomas
Urmann: Wegen Betrugs und Insol-
venzverschleppung wird er zu zwei Jah-
ren auf Bewährung verurteilt.

02 Feuer Bei einem Brand in Regens-
burg ist ein 53 Jahre alter Mann ums
Leben gekommen.

03 Unfall Ein 21-Jähriger ist wegen
überhöhter Geschwindigkeit bei Groß-
muß von der Fahrbahn abgekommen.

04 Freizeit Die Regensburger Herbst-
dult feiert ihren Auftakt. Die Polizei be-
klagt zwei Gewaltdelikte.

05 VerkehrWarnstreiks der Lokführer
treffen amMontagabend viele Pendler.

06 Fernsehen Die Chamer Band „Un-
known Passenger“ überzeugt in der
neuen Castingshow „Rising Star“.

07 Unfall Bei einer Feier in Burglengen-
feld stürzt ein Pärchen vomBalkon ei-
nes Hauses. Beide werden verletzt, der
Mann schwebt in Lebensgefahr.

08 Streit In Regensburg wehrt sich ei-
ne junge Fraumit einem Faustschlag
gegen einen aufdringlichen Verehrer.
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Reaktionen der User

Ich hoffe, dass dieWaffen nur in eine
Richtung (IS) verwendet werden. Josef

Zum einen verschenken wir schon wie-
der Multimillionen an Geld und Sach-
werten, zum anderen ist das besser, als
dass sich der IS weiter ausbreitet und
der Konflikt sich noch extremer aus-
weitet. Klar ist auch, dass dadurch die
Terrorgefahr in Deutschland erheblich
steigt. Florian

1. September ist Weltfriedenstag! Bira

-Thema
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Präsident George W. Bush hat anders
als sein Vater ohne einen tragfähigen
Plan für den künftigen Irak Saddam
Hussein beseitigt und einen Regime-
wechsel herbeigeführt. Verstand ver-
erbt sich eben nicht wie Geld. Heute
stehen wir vor dem Scherbenhaufen
eines zerfallenen irakischen Staats
und der Bedrohung durch die radikal-
sunnitische Miliz ISIS. Deshalb soll
nunDeutschlandWaffen an die kurdi-
sche Peschmerga liefern. Anders als
meine Partei halte ich das nicht für
zielführend.

Um Hilfe für die vom Völkermord
bedrohten Yesiden im Sindschargebir-
ge geht es ohnehin nicht. Die Pesch-
merga hat sich von dort zurückgezo-
gen und die Yesiden werden nur mehr
von ihrer eigenen Miliz und die der
kurdischen Arbeiterpartei PKK vertei-
digt. Die sollen die deutschen Waffen
aber gar nicht bekommen. In Wahr-
heit geht es nicht um humanitäre Hil-
fe. Der Irak verfügt über die fünftgröß-
ten Ölreserven der Welt und sie sind
leicht erschließbar.

Es liegt deshalb nicht im deutschen
Interesse, dass im Irak ein islamischer
Gottesstaat errichtet wird, der darüber

hinaus Heimstatt für Terroristen wäre.
Dieses außenpolitische Interesse ist le-
gitim, aber ein Zwang für die Deut-
schen, den Kurden Waffen zu liefern,
ergibt sich daraus nicht. Die Peschmer-
ga bekommt bereits Waffen, etwa aus
den USA und aus Frankreich, und
kann damit ein weiteres Vordringen
der ISIS aufhalten. Aber die Kurden
werden die ISIS nicht aus den bereits
erobertenGebieten vertreiben.

Trotz massiver Waffenlieferungen
an die irakische Armee, darunter 24
Kampfhubschrauber vom Typ EC635
aus Deutschland, ist sie bisher nicht in
der Lage, die ISIS aufzuhalten. Wenn
sich das nicht ändert, wird an einer
zeitlich begrenzten aktiven militäri-
schen Unterstützung des Restiraks
keinWeg vorbeigehen.

Unabhängig davon muss alles poli-
tisch unternommen werden, um die
ISIS finanziell auszutrocknen. Die
Spenden aus den Golfstaaten müssen
genauso unterbunden werden wie die
Erdöllieferungen mit Lastwagen über

die Türkei. Die Türkei darf auch nicht
länger Transitland für Muslime aus
den USA und aus Europa sein, die sich
als Kämpfer der ISIS anschließen wol-
len. Und schließlich muss die Unter-
stützung der neuen irakischen Regie-
rung davon abhängig gemacht wer-
den, dass sie die massive Benachteili-
gung der Sunniten durch die bisherige
Regierung nicht wiederholt. Denn dies
warWasser auf denMühlen der ISIS.

Zehntausende Menschen sind be-
reits aus Angst um ihr Leben aus dem
Irak geflohen, die meisten in Nachbar-
länder in der Region. Die kommen
aber an die Grenze der Aufnahmefä-
higkeit. Pakistan beherbergt 1,6 Milli-
onen Flüchtlinge, der Iran 857 000, der
Libanon 856 000 und Jordanien
641 000. Angesichts dieser Not ist die
Weigerung der Innenminister der
CDU-geführten Länder in Deutsch-
land mehr Flüchtlinge aufzunehmen
herzlos.

Für manche ist es offenbar leichter
Waffen zu liefern als Menschen in Not
Obdach zu geben. Es geht aber nicht
nur um uns. Die USA haben eine hö-
here Wirtschaftsleistung als Deutsch-
land, nehmen aber pro Einwohner im
Vergleich mit uns nur ein Zehntel der
Zahl an Flüchtlingen auf. Die USA
drängen in der NATO immer auf Las-
tenteilung. Sie selbst sollten bei
Flüchtlingen damit anfangen.

KONFLIKTDeutschland sollte
mehr irakische Flüchtlinge
aufnehmen. Doch lieber lie-
fert die Bundesregierung un-
nötige Rüstungsgüter an die
kurdischen Kämpfer.

Waffen statt einesObdachs

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

DR. GERHARD SCHMID
Der Autor war jahrelang für die SPDMitglied
im Europäischen Parlament und zuletzt dort

Vizepräsident.

enn die
CDU sich
demDis-

kursmit der AfD auch
künftig verweigere,
dannwerde ihr das
weiter schaden. Die
Spitzenkandidatin der
Alternative für
Deutschland (AfD),
Frauke Petry, gab sich
gestern angriffslustig.
Mit knapp zehn Prozent aus dem
Stand hat die eurokritische Partei nach
demEinzug ins Europaparlament im
Mai nun einenweiteren Coup gelan-
det. Und damit verärgert der politische
Neustarter nicht nur FDP oder Linke,
denen sie ebenfalls kräftigWähler-
stimmen abluchste, sondern vor allem
die Union. Die bekommt plötzlich ei-
nemöglicherweise ernsthafte Konkur-
renz von rechts. Einwirksames Rezept
gegen die flotten Rechtspopulisten
aber scheint die Union nicht zu haben.

Im Fall Sachsen konnte Angela
Merkel denWahlsieger,Ministerpräsi-
dent Stanislaw Tillich, noch zurück-
pfeifen. Der hattemit der gerademal
18Monate alten Partei geliebäugelt
undKoalitionsgespräche nicht von
vornherein ausgeschlossen. Das hatte
jedoch imKonrad-Adenauer-Haus,
aber auch in der schwarz-rotenKoaliti-
on für Verärgerung gesorgt. Vielleicht
mag Tillich die AfD nur als Druckmit-
tel bei den Verhandlungenmit SPD
undGrünen geplant haben, doch die
bundespolitische Brisanz seines Zwin-
kerns in Richtung AfD hatte der
Dresdner offenbar nicht gesehen.

Den politischenNeueinsteigern
von der AfDmacht es dagegen offen-
bar sichtlich Vergnügen, die Union
kräftig zu piesacken. Auchwenn die
AfD sich nun erst einmal über die
Landtage etablieren und beweisen
muss, könnte sie ein neuer und ernst-
zunehmender Faktor im deutschen
Parteiengefügewerden. Einfach tot-
schweigen kannman die Partei nicht
mehr. Das sächsischeWahlergebnis
könnte ihr zudem bei den anstehen-
denWahlen in Thüringen und Bran-
denburg einen Schub verleihen.

Nach Lesart der CDU-Spitze ist der
AfD-Erfolg Ausdruck des Protestes.

W Manmüsse die Proble-
me derMenschen vor
Ort aufgreifen, dann
werde sich die AfD
schon von selbst erle-
digen. Doch das Prob-
lem liegt tiefer. Intern
wird in der Union
längst diskutiert, ob
statt des bisherigen Ig-
norierens nicht die of-
fensive Auseinander-

setzung der sinnvollere Umgangmit
der neuen Partei sein könnte. Vor al-
lemwenn sich die AfD dauerhaft
rechts von der CDU etablieren und
Wählerstimmen abziehen könnte,
wird das für die Partei der Kanzlerin
zum Problem. Es könnte ihr ähnlich
ergehenwie der SPD, die von der Lin-
ken unter Druck gesetzt wird und seit-
dem bundesweit nichtmehr aus dem
20-Prozent-Ghetto herauskommt.

Freilich bleibt die Zukunft der AfD
weiterhin völlig offen. Sie hängt davon
ab, wie sie im Landtag arbeitet, ob sie
sie eine zuverlässige Partei wird und
nicht vor allemmit Personalquerelen
und Streit Schlagzeilenmacht, wie das
etwa bei der Piraten-Partei der Fall war.
Die Internet-Partei hatte vor zwei, drei
Jahren zwar einenHöhenflug, der sie
in diverse Landesparlament führte.
Doch inzwischen ist sie nach dramati-
schen Personal- und inhaltlichenQue-
relen auf dem Sinkflug in die politi-
sche Bedeutungslosigkeit.

Ob das Piraten-Schicksal auch der
AfD droht, wird zudem davon abhän-
gen, ob sie das Image einer rechtspo-
pulistischen Partei ablegen kann. Vor
allem bürgerlicheWähler wünschen
sich eine seriöse nationalkonservative
Alternative zur Union, keine Krakee-
ler. Auchwäre ein tiefer inhaltlicher
Klärungsprozess notwendig. Bis jetzt
bestreitet die AfD ihreWahlkämpfe
vor allemmit einem flotten Sammel-
surium aus Euro-Rettungskritik, weh-
mütiger Nationalökonomie, altbacke-
ner Familienpolitik und dem Schüren
vonÄngsten vor Überfremdung. Die
Ehe unter gleichgeschlechtlichen Part-
nern etwa lehnt sie ab und propagiert
dagegen die Drei-Kind-Familie, weil
andernfalls die Deutschen aussterben
würden.
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KOMMENTAR

WAHL In Sachsen läuft es auf Schwarz-Rot hinaus. Doch die
Union bekommt plötzlich Konkurrenz von rechts.

AfD ärgert Etablierte
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VON REINHARD ZWEIGLER, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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WEITERE KOMMENTARE

Warnstreiks:DieGewerkschaften
sollten ihre einzigeWaffe in Tarifkämpfen
umsichtig einsetzen. ➤ SEITE 10

Wahlbeteiligung:Die Politik ist selbst
schuld, wenn nur wenigeMenschen zur
Wahl gehen. ➤ SEITE 2
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